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WICHTIGSTE ERKENNTNISSE 

• Dem Vorschlag für eine Verordnung zur 
Schaffung eines gemeinsamen Rahmens für 
Mediendienste im Binnenmarkt (Europäisches 
Medienfreiheitsgesetz) und zur Änderung der 
Richtlinie 2010/13/EU ist eine Empfehlung 
beigefügt, die bereits jetzt überprüft werden 
muss. Im Europäischen Medienfreiheitsgesetz 
werden eine Vielzahl unterschiedlicher Themen 

behandelt und sehr vielfältige Bestimmungen und verschiedene institutionelle Mechanismen 
dafür vorgesehen. Daher ist es ein zentrales Anliegen, die praktische Kohärenz mit den 
geltenden Rechtsvorschriften der EU und der Mitgliedstaaten sicherzustellen. 

• Bei der Regulierung des Medienbereichs, der durch seine Doppelnatur mit kulturellen und 
wirtschaftlichen Bestandteilen gekennzeichnet ist, müssen nicht nur der Grundsatz der 
begrenzten Einzelermächtigung, sondern auch insbesondere die Subsidiarität und die 
Verhältnismäßigkeit in der Beziehung zwischen der EU und den Mitgliedstaaten sorgfältig 
beachtet werden. Die Vorschriften müssen auf EU-Ebene klar, präzise, wirksam und notwendig 
sein. Daher werden durch die ausschließliche Verwendung der Binnenmarktklausel als 
Rechtsgrundlage nicht nur Bedenken hinsichtlich der Aufteilung der Zuständigkeiten, sondern 
auch hinsichtlich der Wahl des Rechtsinstruments verursacht. 

• In den materiellrechtlichen Vorschriften gibt es einige begriffliche Unklarheiten, sodass es 
schwierig ist, den beabsichtigten Anwendungsbereich und die tatsächlichen Auswirkungen 
einzuschätzen. Dies betrifft zum Beispiel die Vorstellungen von der redaktionellen 
Entscheidung in Artikel 4 im Gegensatz zu Artikel 6 oder die Vorstellung von der 
Unabhängigkeit der privilegierten Mediendiensteanbieter in Artikel 17. 

Das vorliegende Dokument ist eine Zusammenfassung der Studie „European Media Freedom 
Act – Background Analysis“. Die vollständige Studie ist in englischer Sprache unter folgendem 
Link abrufbar: https://bit.ly/43AFMBY 

https://bit.ly/43AFMBY
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• Was den Wortlaut der Vorschriften betrifft, so gibt es Fragen im Hinblick auf ihre 
Durchsetzbarkeit und damit im Hinblick auf die Möglichkeiten zum Schutz der 
Mediendiensteanbieter und der Adressaten, der mit dem Vorschlag beabsichtigt wird. Aus den 
Artikeln 5, 6, 17 und 20 geht zum Beispiel nicht klar hervor, in welchem Umfang eine 
Überwachung der Einhaltung stattfinden soll oder wie die verschiedenen Beschwerdestellen 
mit den nationalen Regulierungsbehörden oder -stellen bzw. dem neu eingerichteten 
Gremium interagieren, da im Europäischen Medienfreiheitsgesetz keine spezifische Zuweisung 
von Überwachungsaufgaben und keine Sanktionsregelung vorgesehen sind. 

• Die Koordinierung der Überwachungsmaßnahmen ist, sowohl im Europäischen 
Medienfreiheitsgesetz als auch in der Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste (AVMD-
Richtlinie), in der heutigen Medienlandschaft von besonderer Bedeutung. Dem unabhängigen 
Gremium wird eine wichtige Aufgabe übertragen, es bestehen allerdings Bedenken, was das 
Zusammenspiel mit den Befugnissen der Kommission betrifft. 

Hintergrund und Überblick 

Am ständigen Wandel der Medien- und Informationslandschaft sowie an den jüngsten 
Krisensituationen wird ersichtlich, dass der Medienbereich anfällig ist und dass er für die Bildung der 
öffentlichen Meinung wichtig ist und reguliert werden muss, aber ebenso werden dadurch 
Schutzlücken im Hinblick auf die Gewährleistung der demokratischen Grundsätze und der 
Grundrechte hervorgehoben. Werden die nationalen Rahmen in der EU im Hinblick auf einen 
ausreichenden Schutz der unabhängigen Arbeitsweise der Medienaufsichtsbehörden, den 
Medienpluralismus vor dem Hintergrund der Entwicklungen bei den Eigentumsverhältnissen im 
Medienbereich sowie den möglichen politischen Einfluss auf die Medien untersucht, so besteht 
Anlass zur Sorge. Mit dem Europäischen Medienfreiheitsgesetz sollen EU-weite harmonisierte 
Vorschriften festgelegt werden, um diese Probleme in Angriff zu nehmen und die von der 
Kommission festgestellte Fragmentierung der nationalen Rahmen zu beseitigen. Das breite 
Spektrum von Vorschriften, das mit dem Vorschlag abgedeckt wird, ist vor dem Hintergrund des 
Gesamtkonzepts der Regulierungsinitiativen auf EU-Ebene, in das das Europäische 
Medienfreiheitsgesetz eingebunden ist, zu betrachten. Außerdem erfordert es eine ausführliche 
Prüfung der potenziellen Auswirkungen auf die Grundrechte sowie eine besondere Genauigkeit 
und Klarheit. Dies gilt für die materiellrechtlichen Vorschriften und den institutionellen Rahmen, da 
die Festlegung von Vorschriften in einer Verordnung mit EU-weit einheitlicher Verbindlichkeit nur 
mit einem wirksamen grenzüberschreitenden Durchsetzungsrahmen zu rechtfertigen ist. Diese 
Anforderung ist vor dem Hintergrund der Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen der EU und den 
Mitgliedstaaten für einen Bereich, der durch seine Doppelnatur mit wirtschaftlichen und kulturellen 
Bestandteilen gekennzeichnet ist, zu betrachten. 

In dieser Hintergrundanalyse sollen die besonders relevanten Abschnitte des Vorschlags, die 
intensiv diskutiert wurden, vorgestellt werden. Damit einhergehend werden die Hauptprobleme, 
die im Zuge der weiteren Schritte des Gesetzgebungsverfahrens behandelt werden sollten, 
identifiziert. 
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Rechtsgrundlage und Zusammenhang 

Die alleinige Grundlage des Europäischen Medienfreiheitsgesetzes ist die Binnenmarktklausel nach 
Artikel 114 AEUV. Dies ist genauer zu prüfen, da mit dem Vorschlag weitergehende Ziele als die 
Bekämpfung von Hemmnissen für den (Medien-)Binnenmarkt verfolgt werden und darin 
ausdrücklich auf den Schutz der Medienfreiheit, des Medienpluralismus und der redaktionellen 
Unabhängigkeit Bezug genommen wird. Durch den Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung 
werden Harmonisierungsmaßnahmen, insbesondere mit Blick auf die kulturelle Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten (Artikel 167 AEUV) sowie das Subsidiaritätsprinzip und den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit, auf klar nachweisbare Wettbewerbsverzerrungen im Binnenmarkt, die damit 
beseitigt oder vermieden werden sollen, beschränkt. 

Zwar ist die Einführung von Koordinierungs- und Kooperationsstrukturen für eine verbesserte 
(grenzüberschreitende) Durchsetzung der Rechtsvorschriften durch die nationalen 
Regulierungsbehörden im Allgemeinen kein Anlass zur Besorgnis, jedoch muss die derzeitige 
Ausgestaltung im Zusammenhang mit den Aufgaben der verschiedenen Akteure geprüft werden. 
Noch wichtiger ist es, die materiellrechtlichen Vorschriften des Europäischen 
Medienfreiheitsgesetzes vor dem Hintergrund der vorausgesetzten Binnenmarktdimension zu 
prüfen, da sie auch für lokale, regionale oder nationale Angebote, einschließlich öffentlich-
rechtlicher Medien, gelten würden, für die die strukturellen Entscheidungen gemäß dem Protokoll 
im Anhang zum Vertrag von Amsterdam weiterhin den Mitgliedstaaten überlassen sind. Die 
Vorschriften und Einschränkungen für die Aufteilung der Befugnisse müssen im Hinblick auf die 
Rechtsgrundlage und die Art des gewählten Rechtsinstruments, das Auswirkungen auf den 
Handlungsspielraum für die nationale Ebene hat, geprüft werden. Dies ist zusätzlich für das 
Zusammenspiel mit anderen Rechtsakten, mit denen die Verbreitung von Inhalten geregelt wird, 
relevant. Der Vorschlag soll zwar keine Auswirkungen auf die einschlägige sekundäre Gesetzgebung 
in diesem Bereich haben, allerdings enthält das Europäische Medienfreiheitsgesetz für den Fall einer 
Kollision in der Praxis keine genauen Angaben für eine Normenhierarchie. Neben der Verbindung 
des Gesetzes zum Wettbewerbsrecht ist die Beziehung zur AVMD-Richtlinie von besonderer 
Bedeutung, die abgesehen davon, dass ihre Änderung erwähnt wird, nicht behandelt wird. 

Die dem Vorschlag für das Europäische Medienfreiheitsgesetz beigefügte Empfehlung (EU) 
2022/1634 zu internen Schutzvorkehrungen für redaktionelle Unabhängigkeit und Transparenz von 
Medieneigentum kann eine wichtige politische Bedeutung haben, ohne dass sie verbindlich ist. 
Nach dem Inkrafttreten des Europäischen Medienfreiheitsgesetzes werden allerdings unabhängig 
von seinem Umsetzungsstand Bestandteile, die sich überschneiden, nicht mehr gelten. 

Ausgewählte materiellrechtliche Fragen 

Die Begriffsbestimmungen sind für die Anwendung des Europäischen Medienfreiheitsgesetzes von 
zentraler Bedeutung und müssen daher präzise, klar und an den Zielen der Verordnung ausgerichtet 
formuliert sein und im Europäischen Medienfreiheitsgesetz einheitlich und konsistent zu anderen 
Rechtsakten verwendet werden. Dies gilt insbesondere für die Bestimmung von 
Mediendiensteanbietern, weil dadurch der Anwendungsbereich festgelegt wird. Im Gegensatz zu 
den internationalen Entwicklungen im Bereich der medien- und kommunikationspolitischen 
Steuerung und der jüngsten Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union und des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte ist diese Begriffsbestimmung in dem Vorschlag 
recht traditionell und gilt einheitlich für alle materiellrechtlichen Vorschriften, ohne dass in 
einzelnen Vorschriften zwischen Schutzniveaus unterschieden wird. In dieser Hintergrundanalyse 
werden die verschiedenen Aspekte des Europäischen Medienfreiheitsgesetzes in dieser Hinsicht 
erörtert, wobei der Schwerpunkt auf den Artikeln 2, 3, 4, 5, 6, 17, 20 und 21 liegt. 
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In Artikel 6 sind zum Beispiel die Pflichten der spezifischen Kategorie der Mediendiensteanbieter, 
die Nachrichten und Inhalte zur aktuellen Information bereitstellen, enthalten, weil sie eine 
besondere Bedeutung für die Bildung der öffentlichen Meinung haben, obwohl in einer 
demokratischen Gesellschaft auch andere Inhalte für diesen Zweck wichtig sein können. In Artikel 6 
Absatz 1 werden die Informationspflichten dieser Anbieter auf die Eigentumsverhältnisse 
ausgeweitet, womit die Transparenz für die Öffentlichkeit sichergestellt werden soll. Es gibt jedoch 
keine Verbindung zu den Aufgaben der Regulierungsbehörden, der Einrichtung einer (zentralen) 
Datenbank oder der geltenden Vorschrift in Artikel 5 Absatz 2 der AVMD-Richtlinie. In Artikel 6 
Absatz 2 ist die Pflicht vorgeschrieben, interne Maßnahmen zu treffen, um die Unabhängigkeit 
individueller redaktioneller Entscheidungen bei den Mediendiensteanbietern zu gewährleisten. In 
der Empfehlung (EU) 2022/1634 wird zwar eine klarere Vorstellung von den Strukturen, die nach 
dem Europäischen Medienfreiheitsgesetz von den Anbietern erwartet würden, vermittelt, nach der 
weitgefassten Formulierung im Europäischen Medienfreiheitsgesetz bleibt die Entscheidung, 
welche Maßnahmen notwendig und angemessen sind und wie sich diese auf die interne Aufteilung 
der Zuständigkeiten zwischen Anbietern und Redakteuren auswirken, aber hauptsächlich den 
Anbietern überlassen. 

Artikel 17 enthält eine Vorschrift über den Schutz der redaktionellen Inhalte von 
Mediendiensteanbietern auf sehr großen Online-Plattformen, indem Inhalte, die bereits nach den 
neuen Pflichten der redaktionellen Verantwortung erstellt wurden, im Rahmen der Moderation von 
Inhalten dieser sehr großen Online-Plattformen priorisiert werden. Jedoch werden abgesehen von 
der Pflicht, die Moderationsentscheidungen zu begründen, und dem Ziel einer Vorausmeldung 
keine weiteren Einschränkungen für die Entscheidungen der sehr großen Plattformen eingeführt. 
Es ist fraglich, in welchem Maß die Position von Mediendiensteanbietern im Vergleich zum Gesetz 
über digitale Dienste und zur Verordnung (EU) 2019/1150 effektiv gefördert würde. 

Institutionelle Fragen 

Die institutionellen Vorschriften des Europäischen Medienfreiheitsgesetzes sind an den nationalen 
Regulierungs-/Aufsichtsbehörden, die nach der AVMD-Richtlinie geschaffen wurden, ausgerichtet, 
wobei insbesondere der darin gewährte Grad der Unabhängigkeit auf das Europäische 
Medienfreiheitsgesetz übertragen wird, ohne jedoch spezifische Durchsetzungs- oder 
Sanktionsbefugnisse zuzuweisen. In dieser Hinsicht wird im Europäischen Medienfreiheitsgesetz 
dem Konzept aus der AVMD-Richtlinie gefolgt und die institutionelle und verfahrenstechnische 
Ausgestaltung den Mitgliedstaaten überlassen, einschließlich der Pflichten nach Artikel 30 Absatz 4 
der AVMD-Richtlinie, ausreichende Mittel und Durchsetzungsbefugnisse, auch für die 
Zusammenarbeit auf EU-Ebene, bereitzustellen. Anders als bei dem für die AVMD-Richtlinie 
gewählten Ansatz ist für die Kommission eine zentrale Rolle vorgesehen. Sie ist mit einem breiten 
Spektrum von Befugnissen ausgestattet, um Stellungnahmen und Leitlinien abzugeben, deren 
Geltungsbereich und rechtliche Auswirkungen nicht immer klar sind. Insbesondere durch Artikel 15 
Absatz 2, mit dem sie befugt wird, Leitlinien nicht nur im Hinblick auf die Anwendung des 
Europäischen Medienfreiheitsgesetzes, sondern auch im Hinblick auf die nationalen Vorschriften, 
mit denen die AVMD-Richtlinie umgesetzt wird, abzugeben, könnte es zu Spannungen in 
Verbindung mit den Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten und den Aufgaben der nationalen 
Regulierungsbehörden kommen.  

Das Europäische Gremium für Mediendienste soll die Gruppe europäischer Regulierungsstellen für 
audiovisuelle Mediendienste (ERGA), die gemäß AVMD-Richtlinie eingerichtet wurde, ersetzen. 
Dieses Gremium wird nach dem Europäischen Medienfreiheitsgesetz als neue Kooperationsstelle 
auf EU-Ebene geschaffen und im Wesentlichen mit Koordinierungsfragen betraut, einschließlich der 
Entwicklung von bewährten Verfahren und der Abgabe von Stellungnahmen in Angelegenheiten 
von grenzüberschreitender Bedeutung. Seine Unabhängigkeit wird durch die Festlegung von 
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ähnlichen Kriterien wie in der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) für die jeweilige 
Kooperationsstelle sichergestellt. Es könnten jedoch Bedenken auftreten, da das Europäische 
Gremium für Mediendienste bei zahlreichen Tätigkeiten von einem Ersuchen der Kommission oder 
einer Vereinbarung mit der Kommission abhängig ist und kein grundsätzliches Initiativrecht auf der 
Grundlage eigener Erwägungen hat. Diese Abhängigkeit könnte noch größer werden, da die 
Kommission weiterhin das Sekretariat zur Verfügung stellt. Die Zuständigkeiten des neuen 
Gremiums wurden allerdings im Vergleich zur ERGA erheblich ausgeweitet. 

Weitere Informationen 

Diese Zusammenfassung ist in den folgenden Sprachen verfügbar: Deutsch, Englisch, Französisch, 
Italienisch und Spanisch. Die Studie – in englischer Sprache – und die Zusammenfassungen können 
abgerufen werden unter: https://bit.ly/43AFMBY 

Weitere Informationen über Studien der Fachabteilung für den Ausschuss für Kultur und Bildung: 
https://research4committees.blog/cult/ 
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